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Seit 1989 bü ndeln PatientInnenstellen und -initiativen ihre Kompetenzen in der BAGP, um ü ber gemeinsame Lobbyarbeit, Veröff entlichung von 
Informationen und Stellungnahmen, gesundheitspolitische Beteiligung, Erfahrungsaustausch und Fortbildung die Stellung der PatientInnen im 
Gesundheitssystem zu verbessern. Als unabhängige und neutrale Einrichtung der Patienten- und Verbraucherberatung ist die BAGP eine der 
nach § 140f SGB V anerkannte Patientenvertretungsorganisation im Gemeinsamen Bundesausschuss.

Entschädigungs- und Härtefallfonds für Patienten – 
Die BAGP unterstützt das Vorhaben der Hamburger Gesundheitssenatorin 
Cornelia Prüfer-Storcks, einen Entschädigungs- und Härtefallfonds für Patienten 
einzurichten

München, 16.09.13
Das seit Februar in Kraft  getretene Patientenrechtegesetzes enthält leider keine Regelungen zu einem 
Härtefallfonds für Patienten die einen erheblichen Schaden aufgrund einer ärztlichen Behandlung erlitt en 
haben.

Einige Patientenorganisationen und Bundesländer fordern seit Jahren einen solchen Fonds. Das Bundes-
gesundheitsministerium lehnte diesen v.a. mit der Begründung ab, es gäbe kein umsetzbares Konzept.
Jetzt haben die beiden renommierten Rechtswissenschaft lern der Universität Bremen, Prof. Dieter Hart und 
Prof. Robert Francke, ein Gutachten und einen entsprechenden Gesetzesentwurf vorgelegt, der sich an den 
bestehenden Medizinschadenfonds in Österreich und Frankreich orientiert.

Es geht um eine schnelle und eff ektive fi nanzielle Hilfe für Opfer von medizinischen Behandlungsfehlern, 
bei denen ein überwiegend wahrscheinlicher Behandlungs- und Organisationsfehler oder eine unbekann-
te Komplikation zu einem erheblichen Schaden geführt hat. Dazu soll eine bundesunmitt elbare Stift ung 
öff entlichen Rechts mit einem Stift ungskapital von € 100 Millionen Euro gegründet werden. 
Eine entsprechende Kommission soll dann entscheiden, wem geholfen werden kann. Der Entschädigungs-
fonds soll nur dann einspringen, wenn den Betroff enen über herkömmliche haft ungsrechtliche Ansprüche 
nicht geholfen werden kann. Die Entschädigungssumme soll in der Regel auf 100.000 Euro, im Ausnahmefall 
auf 200.000 Euro begrenzt sein.
Die Gutachter schlagen vor, den Fonds in einem ersten Schritt  auf zehn Jahre zu befristen und ihn wissen-
schaft lich zu begleiten.

Die BAGP unterstützt die Initiative der Hamburger Gesundheitssenatorin und fordert das Bundesgesund-
heitsministerium auf, diesen Modellversuch zeitnah zu initiieren.
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